Marktgemeindeamt  Kuchl


VOLLENDUNGSANZEIGE
gem § 17 BauPolG
Name der/des Bauherrn






□ Zutreffendes bitte ankreuzen
	Vor- und Zuname, Bezeichnung der juristischen Person

     


	Anschrift
Tel. Nr. (tagsüber erreichbar)
     
     
     



Beschreibung der baulichen Maßnahme

	Bezeichnung des Bauvorhabens gem BauPolG

     
     



Ausführungsort der baulichen Maßnahme / Baustelle

	Grundstück Nr., Einlagezahl, Katastralgemeinde

Gst Nr.:      
EZ:      
KG:      


	Objektadresse

     



Vollendung

	Datum des Baufertigstellung
     



Bauliche Maßnahme bewilligt

	Bescheid vom:

     

	Aktenzeichen:

     



Art der Heizungsanlage
	 FORMCHECKBOX 
 Stückgut
 FORMCHECKBOX 
 Fernwärme
 FORMCHECKBOX 
 Öl

 FORMCHECKBOX 
 Pellets oder Hackgut
 FORMCHECKBOX 
 Gas
 FORMCHECKBOX 
 …………………….



Verwendung einer Grauwasseranlage
	z.B. Verwendung von Regenwasser für WC-Spülung
 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
Ein späterer Einbau ist unaufgefordert der Gemeinde zu melden!!!




Anbringung der Orientierungsnummer gem § 18 BauPolG
	Gut sichtbar an der Hauswand montiert, die der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandt ist
 FORMCHECKBOX 
 bereits montiert
 FORMCHECKBOX 
 die Montage wird unaufgefordert der Gemeinde gemeldet



Bauführer bzw. Bauausführender gem § 11 Abs 2 bzw. § 11 Abs 1 BauPolG
	Vor- und Zuname, Bezeichnung der juristischen Person

     


	Adresse

     
     



Es wird gem § 17 BauPolG angezeigt, dass die bauliche Maßnahme vollendet ist, bei Bauten bzw. einzelner, für sich benutzbarer und zur Benützung vorgesehener Teile von Bauten die Aufnahme der Benützung derselben erfolgt. Gleichzeitig wird hinsichtlich etwaiger geringfügiger Abweichungen (Beschreibung beilegen) ersucht, diese zu genehmigen bzw. zur Kenntnis zu nehmen. Der Bauherr ist in Kenntnis, dass eine Aufnahme der Benützung des Baues oder einzelner Teile nur erfolgen darf, wenn die ggst. Anzeige vollständig eingebracht ist.

Überprüfungsatteste / Bestätigungen
	Der Vollendungsanzeige sind alle in der Verhandlungsschrift vorgeschriebenen

Bestätigungen anzuschließen.

Gemäß § 17 Abs 1 BauPolG darf die Benützung von Bauten erst nach vollständigem Vorliegen

der Bestätigungen aufgenommen werden.



 FORMCHECKBOX 

Die in der Baubewilligung (Verhandlungsschrift) vorgeschriebenen Atteste liegen vollständig vor.

     
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
Ort, Datum                                                                                       Unterschrift der/des Bauherrn
Der Bauführer bzw. der Bauausführende, soweit solche gem § 11 Abs 1 bzw. 2 BauPolG zu bestellen waren, bestätigen gem § 17 Abs 2 Z 1 BauPolG die der Bewilligung gemäße und den Bauvorschriften entsprechende Bauausführung unter Abgabe folgender, geringfügiger Abweichungen.
Abweichungen:
     
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

     
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

     
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Für die Aufnahme der Benützung des Baues wird die Vollständigkeit, Sicherheit und gefahrlosen Benützbarkeit gem § 17 Abs 1 BauPolG bestätigt.

     
 _________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
Ort, Datum                                                                  Unterschrift / Stempel des Bauführers bzw. Bauausführenden
Hinweise zur Vollendungsanzeige*)
1. Mit der Vollendung der baulichen Maßnahme ist der Bauherr verpflichtet, Beeinträchtigungen, welche Grundflächen durch die bauliche Maßnahme erfahren haben, auch ohne behördlichen Auftrag zu beheben und einen ordnungsgemäßen Zustand herzustellen; hiezu gehört auch die vollständige Entfernung der Baustelleneinrichtung (§ 17 Abs 6 BauPolG).

2. Der Eigentümer des Baues ist verpflichtet, diesen einschließlich der technischen Einrichtungen auf die Dauer seines Bestandes in gutem, der Baubewilligung und den für den Bau maßgeblichen Bauvorschriften entsprechenden Zustand zu erhalten. Er ist zur Beseitigung von Baugebrechen auch ohne besonderen Auftrag der Baubehörde verpflichtet. Dies gilt auch für sonstige bauliche Anlagen (§ 19 Abs 1 BauPolG).

3. Die einzelnen Teile eines Baues dürfen nur in einer der festgelegten oder mangels einer solchen der aus der baulichen Zweckbestimmung hervorgehenden Art des Verwendungszweckes entsprechenden und mit den im § 9 Abs 1 Z 1 BauPolG angeführten raumordnungsrechtlichen Voraussetzungen übereinstimmenden Weise und nur so benützt werden, dass die Festigkeit und die Brandsicherheit des Baues und seiner einzelnen Teile sowie der Sicherheit der Bewohner nicht beeinträchtigt wird. (§ 19 Abs 2 BauPolG).

4. Wer als Bauherr die Vollendung der baulichen Maßnahme, bei Bauten die Benützung von Bauten oder von Teilen von solchen nicht anzeigt, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit einer Geldstrafe von bis zu 4.000 € zu bestrafen ist. Eine Verwaltungsübertretung begeht auch, wer Bauten oder Teile von solchen vor vollständiger Erstattung der Anzeige nach § 17 Abs 2 BauPolG benützt.
*) Die Hinweise geben lediglich einzelne Bestimmungen des Baupolizeigesetzes wieder, auf deren Inhalt seitens der Baubehörde besonders hingewiesen wird.

Bundesgebühren: Die Vollendungsanzeige und die Beilagen sind (wenn erforderlich) mit den üblichen Bundesgebühren zu 
                             vergebühren und werden mit Bescheid vorgeschrieben.

